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Die vielbeschworene „Stunde Null“ 1945 ist eine in vielerlei Hinsicht irreführende Metapher. 
Sie hat lange den Blick auf Kontinuitäten verstellt, unter denen die Kontinuität der 
Funktionseliten von der NS-Zeit in die Bundesrepublik eine besonders beunruhigende ist. 
Viele derer, die an den nationalsozialistischen Menschheitsverbrechen mitgewirkt hatten, 
kehrten seit 1949 wieder in den Staatsdienst zurück.

Dass das auch im Falle des Bundesjustizministeriums für viele Juristen galt, die verstrickt 
waren und Schuld auf sich geladen hatten – das hat vor einigen Jahren eine unabhängige 
wissenschaftliche Kommission aus den Akten des Ministeriums erforscht. Von meiner 
Vorgängerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger eingesetzt, hat die Kommission in der 
Studie „Die Akte Rosenburg“, benannt nach dem ersten Dienstsitz des Ministeriums in 
Bonn, dargelegt, wie es zu jener personellen Kontinuität kam und was ihre Folgen für die 
Rechtspolitik der frühen Bundesrepublik waren.

Nach 1949 herrschte in der ministeriellen Personalpolitik das Bild der ehemaligen  
NS-Beamten als „vorzüglichen Technikern“ ihrer jeweiligen juristischen Gebiete, denen 
„mangels politischer Sachkunde“ das „Orientierungsvermögen fehlte“ und die deshalb 
„dem Nationalsozialismus nichts entgegenzusetzen“ hatten. Das Ergebnis: Von den 170 
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Juristen, die von 1949 bis 1973 in Leitungspositionen des Ministeriums tätig waren, 
hatten 90 der NSDAP und 34 der SA angehört. Mehr als 15 Prozent waren vor 1945 im 
nationalsozialistischen Reichsjustizministerium selbst tätig. Die Zahlen helfen zu begreifen, 
warum in der jungen Bundesrepublik die Strafverfolgung der NS-Verbrechen hintertrieben, 
das Leid der Opfer ignoriert und Opfergruppen wie Homosexuelle oder Sinti und Roma 
erneut diskriminiert wurden.

All dies, und zuvor die Perversion des Rechts während der NS-Zeit, zeigt: Wenn 
Juristinnen und Juristen nur Techniker des Rechts sind, die jede beliebige politische Idee 
in Paragraphen gießen und sie vollstrecken, dann droht höchste Gefahr. Der Maßstab 
für Recht und Gesetz ist die Verfassung, sind Menschenwürde, Freiheit undVielfalt. Die 
Mehrheit darf nicht alles. Es gibt Güter, die nicht zur politischen Disposition stehen. Unsere 
Geschichte zu kennen, hilft zu verstehen, warum das so ist – und hilft immer neu, den 
Sinn für die Verantwortung zu schärfen, die wir alle, und Staatsdiener zumal, tragen. Die 
Auseinandersetzung mit dem nationalsozialistischen Unrecht gehört deshalb seit 2022 
zum Pflichtstoff im Studium der Rechte. Und auch diese Ausstellung zu den Ergebnissen 
der „Akte Rosenburg“ will in diesem Sinne ihren Beitrag zur Schärfung unseres Geschichts- 
und Verantwortungsbewusstseins leisten.

 

				   Dr. Marco Buschmann MdB
				   Bundesminister der Justiz
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DIE AUSSTELLUNG „DIE ROSENBURG – 

DAS BUNDESJUSTIZMINISTERIUM IM SCHATTEN 

DER NS-VERGANGENHEIT“ IST EIN TEIL DER 

AUFARBEITUNG DER NATIONALSOZIALISTISCHEN 

VORGESCHICHTE DES BUNDESMINISTERIUMS 

DER JUSTIZ (BMJ). 

2012 setzte das Ministerium eine Unabhängige Wissenschaftliche Kommission (UWK) 
ein, die den Umgang der Behörde mit der NS-Vergangenheit in den Anfangsjahren 
der Bundesrepublik erforschen sollte. Ein Team von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern 
unter der Leitung des Historikers Professor Manfred Görtemaker und des 
Juristen Professor Christoph Safferling untersuchte, wie das Ministerium in den 1950er 
und 60er Jahren mit der NS-Vergangenheit seiner Mitarbeiter, den personellen und 
sachlichen Kontinuitäten, der Verfolgung von Verbrechen im Zusammenhang mit 
dem Holocaust sowie mit Amnestie und Verjährung umging.

Die Forschung orientierte sich am Konzept der „public history“ und stellte 
Zwischenergebnisse ihrer Arbeit immer wieder bei öffentlichen Symposien vor und 
zur Diskussion. Mittlerweile haben acht sogenannte „Rosenburg-Symposien“ statt-
gefunden – nicht nur in Deutschland, sondern auch in den USA und in Israel.

DAS „ROSENBURG-PROJEKT“ 

UND DIESE AUSSTELLUNG 
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Im Herbst 2016 wurden die abschließenden Forschungsergebnisse unter dem Titel 
„Die Akte Rosenburg“ der breiten Öffentlichkeit präsentiert. Die Ergebnisse sind 
eindeutig: Im Justizministerium der jungen Bundesrepublik waren viele Juristen tätig, 
die bereits im Reichsjustizministerium oder in der Justiz der NS-Diktatur gearbeitet 
hatten und tief in das Unrecht jener Zeit verstrickt waren. Mehr als die Hälfte aller 
Führungskräfte waren ehemalige NSDAP-Mitarbeiter, jeder fünfte war Mitglied 
der SA. Diese personelle Kontinuität hatte fatale Folgen: Viele Gesetze wurden nur 
sehr oberflächlich entnazifiziert und auch die Diskriminierung einstiger Opfer wie 
Homosexuelle oder Sinti und Roma wurde fortgesetzt. NS-Verbrecher wurden 
dagegen jahrzehntelang kaum verfolgt und profitierten von Amnestien und Ver-
jährungsbestimmungen. 

Ziel dieser Ausstellung ist es, die Erkenntnisse der „Akte Rosenburg“ einem breiten 
Publikum vorzustellen und dadurch das Bewusstsein für das historische Unrecht zu 
schärfen. Die Ausstellung „Die Rosenburg – Das Bundesjustizministerium im Schatten 
der NS-Vergangenheit“ wird ab Sommer 2017 durch die Bundesrepublik wandern. 

Buchveröffentlichung der 
„Akte Rosenburg“, 2016
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Die Ausstellung gliedert sich in neun Bereiche. Jeder Ausstellungsbereich wird durch eine 
Stele repräsentiert, die sich in Form von Zeitzeugenberichten, Opfer- und Täterbiografien 
sowie beispielhaften Gesetzestexten dem jeweiligen Thema annähert. Die Stelen vermitteln 
an vielen Stellen die Doppelgesichtigkeit des Ministeriums: Sie stellen einer hellen Vorder-
seite eine dunkle Rückseite gegenüber. Einerseits das glänzende Expertentum vieler Juris-
ten, andererseits deren dunkle Vergangenheit und tiefe Verstrickung in das NS-Unrecht. 
Dieser Eindruck wird durch die Ausstellungsgestaltung noch verstärkt. So vermitteln die 
gekippten und verzerrten Formen der Ausstellungswände ein Gefühl der Verstörung und 
Haltlosigkeit. Die überdimensionalen Bürolampen bringen sprichwörtlich ans Licht, was 
lange Zeit im Schatten lag.

Aktenstapel 1
1957 Beginn der Braun-
buchkampagne der DDR
1958 Ulmer Einsatz- 
gruppenprozess

Aktenstapel 2
1958 Gründung der Zentralen 
Stelle der Landesjustizverwal-
tungen in Ludwigsburg
1959 studentische Ausstellung 
„Ungesühnte Nazijustiz“

Demokratischer Neubeginnmit alten NS-Juristen?
Das Bundesjustizministerium im 
Schatten der NS-Vergangenheit

Nur die besten Männer?
Die Personalpolitik des 
BMJ zwischen 1949 
und 1963

Wer waren die Mitarbeiter?
Das Personal des Ministeriums: 
Glänzende Juristen - oft mit
dunkler Vergangenheit

Schlussstrich statt Aufarbeitung?
Das BMJ und der Umgang 
mit NS-Tätern

AUFBAU DER 

AUSSTELLUNG

1
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Aktenstapel 3
1961 Eichmann-Prozess
1963-1965 Auschwitz-Prozess 
in Frankfurt am Main

Darf Mord verjähren?
Das BMJ und die Verjährung von 
NS-Straftaten

Hilfe für Kriegsgefangene oder Kriegsverbrecher?
Die „Zentrale Rechtsschutzstelle“ im 
BMJ: Amtliche Hilfe und Warnungen für 
NS-Verbrecher

Schöner Schein?
Umgang mit der eige-
nen Vergangenheit

Per Gesetz diskriminiert?
Was blieb vom NS-
Recht nach 1945?

Kein Ende der Geschichte
Der Umgang des 
BMJ mit der eigenen 
Vergangenheit

5
6

7 8

9
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Mit der Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland im Jahr 1949 wurde auch 
das Bundesministerium der Justiz (BMJ)
geschaffen. Die neue Demokratie war der 
Gegenentwurf zur nationalsozialistischen 
Diktatur. Das Grundgesetz stellt die 
Menschenwürde und die Freiheitsrechte 
ganz nach vorn. In den Ministerien erfolgte 
der demokratische Neubeginn allerdings 
oft mit dem alten Personal der NS-Zeit. 

So waren im Bundesjustizministerium viele 
Juristen tätig, die bereits im Reichsjustiz-
ministerium oder in der Justiz der NS-
Diktatur gearbeitet hatten. Um das Ausmaß 
dieser personellen Kontinuität und ihre 
Folgen zu erforschen, hatte das Bundesjustiz-
ministerium eine Unabhängige Wissenschaft-
liche Kommission eingesetzt. Die Forscher 
bekamen erstmals Zugang zu allen Akten des 
Ministeriums. Seit Herbst 2016 liegt das 
Ergebnis ihrer Arbeit vor: die „Akte Rosenburg“. 

DAS BUNDESJUSTIZMINISTERIUM 

IM SCHATTEN DER NS–VERGANGENHEIT
01

1
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Das Bundesministerium der Justiz ist bis 
heute vor allem ein Gesetzgebungsminis-
terium. Es bereitet die Gesetzentwürfe der 
Bundesregierung im Zivilrecht, Strafrecht, 
Handels- und Wirtschaftsrecht sowie dem 
Verfahrensrecht vor. Als sogenanntes 
Verfassungsministerium prüft es außerdem 
die Gesetzentwürfe anderer Ministerien auf 
ihre Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz. 

Das Ministerium führt auch die Aufsicht 
über die Behörden seines Geschäftsbereichs, 
etwa den Generalbundesanwalt beim Bun-
desgerichtshof. Seiner Aufsicht unterliegen 
auch die Verwaltungsangelegenheiten des 
Bundesgerichtshofes, des Bundesverwal-
tungsgerichts und des Bundesfinanzhofes. 
Das Ministerium bereitet auch die Wahl der 
Richterinnen und Richter dieser Gerichts
höfe vor. 

In der Rosenburg, einer Villa in Bonn-Kessenich, 
hatte das Bundesjustizministerium von 1950 bis 
1973 seinen Sitz
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In der Rosenburg, einer Villa in Bonn-Kessenich, 
hatte das Bundesjustizministerium von 1950 bis 
1973 seinen Sitz



01

12

Die Ausstellung ist ein Teil der Aufarbeitung 
der nationalsozialistischen Vergangenheit 
des Bundesministeriums der Justiz (BMJ). 
Ergänzt durch Begleitveranstaltungen soll 
die Ausstellung die Ergebnisse der Studie 
„Akte Rosenburg“ verbreiten und zur Dis-
kussion anregen. Was bisher „im Schatten“ 
lag, soll ans Licht gebracht werden.

So haben auch die Ausstellungselemente 
zwei Seiten: 
eine hellere Vorderseite = öffentliche Fassade 
und eine dunklere Schattenseite = Hinter- 
und Abgründe.

Die Aufarbeitung der nationalsozialistischen 
Vergangenheit Deutschlands ist nicht abge-
schlossen, es gibt noch viele offene Fragen.
Wir alle sind ein Teil dieses Aufklärungs
prozesses, in dem wir aus den Fehlern der 
Vergangenheit lernen und sie in Zukunft 
verhindern.

Tagesschau-Beitrag 
vom 10. Oktober 2016
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Übergabe der „Akte Rosenburg“ durch  
Professor Manfred Görtemaker und Professor 
Christoph Safferling an den ehemaligen 
Bundesjustizminister Heiko Maas (SPD) und 
seine Amtsvorgängerin Sabine Leutheus-
ser-Schnarrenberger (FDP) am 10. Oktober 
2016 in Berlin.

Buchveröffentlichung der 
„Akte Rosenburg“, 2016
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51 % 76 %29 % 33 %

1950 1957

NSDAP NSDAPSA SA

Leitungspersonal des 
Bundesministeriums mit 
NS-Belastung durch 
Mitgliedschaft in der 
NSDAP und/oder der SA 
von 1950–1963.

Quelle: Buch „Die Akte Rosenburg, Seite 263“
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„Das Bundesministerium 
	 der Justiz gilt in Bonn als das 
qualitativ beste der Ministerien.
Es verfügt über Mitarbeiter, die von besonderer Qualität 
und von besonderer Bereitschaft des Dienstes an unserer 
demokratischen Staatsordnung erfüllt sind.“
Bundesjustizminister Richard Jaeger (CSU), 1965.

sämtlich Fachleute von hohen 
Graden, oft die Koryphäen ihres 
Fachgebiets.

„Als ich am 1. November 1962 in das Bundesministerium 
der Justiz einberufen wurde, trat ich ein in ein Haus, in 
dem die ‚alten Hasen‘ schon 10 Jahre oder länger saßen,

(…) So trat ich verständlicherweise ‚mit 
ehrfürchtigem Schaudern‘ in diesen Kreis.“
Erich Corves, Unterabteilungsleiter BMJ, 1991.2

55 % 22 %

1963

NSDAP SA



MINISTER
Schäffer

Persönlicher Referent
Messerer

Staatssekretär
Dr. Strauß

Ministerialbürodirektor
b. a. w. Hage

Vorprüfungsstelle
Butennandt

Pressestelle 
Thier

Vertretung Berlin
Sünner

Abteilung Z
Verwaltung
Dr. Richter

Referat Z 1

Elsenheimer

Referat Z 3

Dr. Winners

Referat Z 6

Brandl

Referat Z 7

Dr. Zorn

Referat Z 5

Groth

Referat I 1 
Referat I 9
Dr. Saage

Referat I 2 a 

Dr. Weitnauer

Referat I 3 

Dr. von Spreckelsen

Referat I 4 

Massfeller

Referat I 8 

Dr. Böhle-Stamschräder

Abteilung I
Bürgerliches Recht 

und Verfahren

Unterabteilung I A

Dr. Erdsiek

Abteilung II
Strafrecht und 

Verfahren

Unterabteilung II A

Dr. Schafheutle

Referat II 1
Referat II 2
Dr. Dreher

Referat II 1 a

Dr. Schwalm

Referat II 1 b

Dr. Tröndle

Referat II 3

Dr. Lackner

Referat II 4

Dr. Dallinger

Referat II 5

Schölz

Referat II 6

Dr. Goßrau

Referat I 2 b
Referat I 10

Riedel

Referat I 5 
Referat I V 9
Dr. Knopp

Referat Z 4

Erdmann

Referat I 6

Dr. Marquordt

Unterabteilung I B
Referat I 7

Prof. Dr. Bülow

DIE MITARBEITER DES BUNDESJUSTIZMINISTERIUMS 

IM JAHR 1957



Unterabteilung III A
Referat III 1
Dr. Geßler

Abteilung IV
Öffentliches Recht

Unterabteilung IV A

Roemer

Referat II 9 a

Dr. Lüttger

Referat II 10

Dr. Grützner

Referat II 11

Dr. von der Linden

Referat II 12

Schmatloch

Referat II 7

Dr. Herzog

Referat II 8

Wahl

Unterabteilung II B

Dr. Kanter

Abteilung III
Handels- und 

Wirtschaftsrecht

Unterabteilung III B

Dr. Joël

Unterabteilung IV B
Referat IV 6

Dr. von Arnim

Referat II 9

Dr. Kleinknecht

Referat III 2

Dr. Franta

Referat III 6

Ebersberg

Referat IV 1

Dr. Maassen

Referat  IV 2

Dr. Jung

Referat  IV 3

Bertram

Referat  IV 4

Wohlfarth

Referat IV 7

Dr. Lohse

Referat IV 8

Dr. Wilhelm

Referat IV 10

Dr. Bergmann

Referat IV 11

Sonnabend

Referat III 7

Hill

Referat III 8
Referat III 9
Dr. Haertel

Referat III 3

Dr. Caspers

Referat III 4

Dr. Fleischmann

Referat  III 5
Referat  IV 5

Prof. Dr. Rinck



DAS ORGANIGRAMM ZEIGT DIE MITARBEITER-

STRUKTUR DES BMJ IM JAHR 1957. 

DIE GRAU UNTERLEGTEN MITARBEITER 

WAREN VOR 1945 MITGLIEDER DER NSDAP 

ODER IHRER GLIEDERUNGEN, DIE DUNKLEREN 

HABEN SOGAR EINE SCHWERWIEGENDE 

NS-BELASTUNG.

UNBELASTETE MITARBEITER SIND WEISS 

UNTERLEGT.

NSDAP +  
SA-Scharführer  

Dr. Geßler

NSRB
 Als Staatsanwalt in München an der

Vollstreckung von Todesurteilen gegen
politische Häftlinge beteiligt

Roemer

NSDAP + SA

Dr. Lüttger

NSDAP + NSRB

Dr. Grützner

NSDAP

Dr. von der Linden

NSDAP + SA

Schmatloch

NSDAP + NSRB

Dr. Herzog

Unbelastet

Wahl

NSDAP + NSRB
Als Generalrichter im besetzten Däne-

mark an 103 Todesurteilen beteiligt

Dr. Kanter

„Mischling 
I. Grades“ 

Unbelastet
 

Dr. Joël

NSRB

Dr. von Arnim

NSDAP + SA + 
NSRB

Dr. Kleinknecht

NSDAP + SA + 
NSRB

Dr. Franta

NSDAP

Dr. Maassen

NSDAP + SA+ BL +
NSRB 

Dr. Jung

NSDAP + NSRB

Bertram

NSDAP + SA

Wohlfarth

NSDAP

Dr. Lohse

NSRB

Dr. Bergmann

NSDAP

Sonnabend

NSDAP + SA

Hill

NSDAP + NSRB

Dr. Haertel

NSDAP + SA + BL +
NSRB

Dr. Caspers

NSDAP + NSRB
Beisitzer im Kreisparteigericht 

Oberstabsrichter 

Dr. Fleischmann

NSDAP + SS +
NSRB

Prof. Dr. Rinck

NSDAP + NSRB + 
SA-Sturmführer
Pers. Referent des Reichsjustiz

ministers Otto Thierack

Ebersberg

NSDAP + SA + 
NSRB

Dr. Wilhelm

NSDAP: 	 Nationalsozialistische 
			  Deutsche Arbeiterpartei
NSRB: 	 Nationalsozialistischer 
			  Rechtswahrerbund
SS:	 Schutzstaffel
SA:	 Sturmabteilung
BL:	 Blockleiter*

* 	 BL waren NSDAP-Parteifunktionäre, 
	 die überwachten, ob sich ein Häuserblock 
	 an die politischen Vorgaben hielt.
** Sondergerichte waren spezielle NS-
	 Gerichte für politische Straftaten.

ABKÜRZUNGEN:



DIE MIT EINEM BLAUEN DREIECK IN DER 

RECHTEN OBEREN ECKE GEKENNZEICHNETEN 

MITARBEITER HABEN SCHON VOR 1945 

IM REICHSJUSTIZMINISTERIUM GEARBEITET. Unbelastet
Schäffer

Unbelastet
Messerer

Rassisch verfolgt 
1935 aus dem Justizdienst entlassen 

Dr. Strauß

NSDAP + SA-Rottenführer
Hage

NSDAP + SS + BL + NSRB 
Butennandt

NSDAP + NSRB 
Thier

Unbelastet
Sünner

Unbelastet
Dr. Richter

NSDAP + SA + BL + NSRB
Tätigkeit am Sondergericht Bamberg**

Elsenheimer

NSDAP + SA + NSRB
Teiln. an Folgekonf. der Wannsee-

Konferenz zur „Endlösung der Judenfrage“ 

Dr. Weitnauer

Unbelastet

Brandl

Unbelastet

Dr. Zorn

NSDAP

Groth

NSDAP + BL + NSRB 
Teiln. an Folgekonf. zur sog. Wannsee-

Konferenz über die „Judenfrage“ 

Dr. Saage

NSDAP + NSRB

Dr. von Spreckelsen

NSRB
Teiln. an Folgekonf. der Wannsee-Konferenz, 

Kommentator des Blutschutzgesetzes

Massfeller

NSDAP + 
SA-Truppführer

Dr. Böhle-Stamschräder

 „Mischling 
I. Grades“

Unbelastet

Dr. Erdsiek

Aufnahmegesuche 
NSDAP + NSRB

Dr. Schafheutle

NSDAP + NSRB
Staatsanwalt am Sondergericht Innsbruck** 

Dr. Dreher

NSDAP + NSRB +
SA-Scharführer
 Dr. Schwalm

Unbelastet

Dr. Tröndle

NSDAP

Dr. Lackner

NSDAP + 
NSRB + BL

Dr. Dallinger

NSDAP + SA + NSRB
Oberfeldrichter

Schölz

NSDAP + NSRB

Dr. Goßrau

NSRB

Riedel

NSDAP

Dr. Knopp

NSDAP

Erdmann

NSDAP + NSRB +
SA-Oberscharführer

Dr. Marquordt

NSDAP + NSRB

Prof. Dr. Bülow

NSDAP + SA + NSRB 
Tätigkeit am Sondergericht Bamberg**

Dr. Winners

NSDAP: 	 Nationalsozialistische 
			  Deutsche Arbeiterpartei
NSRB: 	 Nationalsozialistischer 
			  Rechtswahrerbund
SS:	 Schutzstaffel
SA:	 Sturmabteilung
BL:	 Blockleiter*

* 	 BL waren NSDAP-Parteifunktionäre, 
	 die überwachten, ob sich ein Häuserblock 
	 an die politischen Vorgaben hielt.
** Sondergerichte waren spezielle NS-
	 Gerichte für politische Straftaten.
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Adenauer in seiner Regierungserklärung 
vom 20. September 1949:

„Wir stehen grundsätzlich und 
entschlossen auf dem Boden 
des Berufsbeamtentums.

Durch die Denazifizierung ist viel Unglück und viel Un-
heil angerichtet worden. Die wirklich Schuldigen an den 
Verbrechen, die in der nationalsozialistischen Zeit und 
im Kriege begangen worden sind, sollen mit aller Strenge 
bestraft werden. Aber im übrigen dürfen wir nicht mehr 
zwei Klassen von Menschen unterscheiden: 

Dr. Konrad Adenauer 
(CDU), Bundeskanzler 
der Bundesrepublik 
Deutschland von 
1949–1963
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die politisch Einwandfreien 
und die Nichteinwandfreien. 
Diese Unterscheidung muß 
baldigst verschwinden.“

02

Auschnitt aus der 
Regierungserklärung von 
Konrad Adenauer vor dem 
Deutschen Bundestag am
20. September 1949. 
© Bundesarchiv



DURCH DAS GESETZ STIEG 
DIE ZAHL WEITER AN, 1953 
WAREN VON 968 STELLEN 513 
MIT ALT-BEAMTEN BESETZT.

53 %
Beamte des früheren 
NS-Staates

Das BMJ und sein Geschäftsbereich stellten infolge 
des Gesetzes zunehmend Mitarbeiter ein, die  
bereits im Nationalsozialismus im Staatsdienst  
tätig gewesen waren.

1951 WAREN VON 900 STELLEN 
267 MIT ALT-BEAMTEN BESETZT.

29,7 %
Beamte des früheren
NS-Staates

Dr. Adenauers Ziel, die Beamten des „drit-
ten Reiches“ in den neuen Staat zu integ-
rieren, wurde 1951 umgesetzt. Alle früheren 
Beamten, Richter, Arbeiter und Angestellten 
des NS-Staates erhielten einen Anspruch 
auf Wiederbeschäftigung.

Ausgenommen waren diejenigen, 

•	 die in der Entnazifizierung als 
	 „Hauptschuldige“ oder „Schuldige“ 
	 eingestuft worden waren. Dies betraf 		
	 zonenübergreifend nur 1, 4 Prozent 
	 aller überprüften Personen, davon 
	 1.071 Beamte. 

•	 die zur Gestapo oder Waffen-SS gehört 
	 hatten. Eine Ausnahme bestand jedoch 
	 dann, wenn sie diese Tätigkeit „wider 
	 Willen“ angetreten hatten. Da dies bereits 
	 angenommen wurde, wenn sie – wie fast 
	 immer – dorthin mit ihrer Zustimmung 
	 versetzt worden waren, hatten auch 
	 Angehörige in Gestapo und Waffen-SS 		
	 einen Wiedereinstellungsanspruch. 

01
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„Personen mit Befähigung für einen solchen Ministerial-
dienst stehen zu allen Zeiten in nur relativ beschränktem 
Maße zur Verfügung (...). Eine Verwaltung kann solche 
Aufgaben nur lösen (...), wenn es ihr gelingt, beste Männer 
zur Mitarbeit heranzuziehen. (...)

Nur die sachliche Qualifikation 
darf entscheiden.“
Walter Strauß (CDU): Denkschrift vom 12. August 1947. 

Dr. Walter Strauß, Staatssekretär im 
Bundesministerium der Justiz (BMJ) 
von 1949–1963

DIE PERSONALPOLITIK 

Für die Personalpolitik des BMJ war zwi-
schen 1949 und 1963 Dr. Walter Strauß 
verantwortlich, der – selbst Verfolgter des 
Nationalsozialismus – unter sechs Justiz-
ministern das Amt des Staatssekretärs im 
Justizministerium bekleidete. Seine Perso-
nalauswahl betonte die juristisch-fachlichen 
Fähigkeiten der Bewerber.

VON WALTER STRAUSS
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scharfe  politische 
	 Überprüfung.“

„Allerdings erfolgte, zumal im  
damaligen Aufbaustadium, eine

Walter Strauß, Stuttgart 1976.

Dr. Ernst Geßler, bis 1945 im 
Reichsjustizministerium, 
ab 1949 im BMJ.
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„Die Beamtenschaft habe 
dem Nationalsozialismus 
nichts entgegenzusetzen 
gehabt, weil ihnen mangels politischer Sachkunde das (...) 

Orientierungsvermögen fehlte und weil sie – das ist 
vielleicht eine besondere deutsche Eigenschaft – viel-
fach vorzügliche Techniker ihres Sachgebietes waren, 
(...). Namentlich die höhere Ministerialbürokratie hat 
zwar in ihrer überwiegenden Mehrzahl (…) ihre ab-
lehnende Haltung gegenüber dem Nationalsozialismus 
bewahrt (...). Aber die große Mehrheit (...) hat aus dieser 
verfehlten technischen Einstellung heraus einfach 
weiter mitgearbeitet.“
Walter Strauß, Parlamentarischer Rat, Hauptausschusssitzung vom 23. Februar 1949. 

Strauß griff bewusst auch auf NS-belastete 
Juristen zurück. Insbesondere die 
Ministerialbeamten der NS-Zeit beurteilte 
er dabei auffällig milde: 

„Persilscheine waren 
nicht zu vermeiden.“
Walter Strauß, 1976.

Dies zeigt seine Stellungnahme zum Fall des 
Oberregierungsrates im BMJ Dr. Ernst Geß-
ler. Als dieser 1950 zum Ministerialrat beför-
dert werden sollte, äußerte das Bundesinnen
ministerium Bedenken. Geßler war seit 1933 
Mitglied der NSDAP, Rottenführer in der SA 
und bis 1945 Oberregierungsrat beim Reichs-
justizministerium gewesen.

Zudem waren als antisemitisch zu interpre-
tierende Äußerungen von ihm überliefert, 
die Strauß zum Teil kannte, ihnen aber kein 
Gewicht beimaß.

01

02 Die rückblickend von Strauß behauptete 
„scharfe Überprüfung“ der Mitarbeiter auf 
ihre nationalsozialistische Vergangenheit 
fand in den 1950er-Jahren nicht statt. 
Erst seit 1965, nach dem Ausscheiden von 
Strauß, erfolgte bei Neueinstellungen eine 
Regelanfrage beim Berlin Document Center, 
wo die Mitgliederkartei der NSDAP aufbe-
wahrt wurde. Die wichtigsten biografischen 
Daten der Mitarbeiter waren Strauß gleich-
wohl bereits seit 1949 aus den Personalakten 
bekannt. Sein Umgang mit diesen Daten zeigt, 
dass er auch starke NS-Belastungen wie bei 
Dr. Ernst Geßler oft als unproblematisch 
empfand, ja sogar stark relativierte. 
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Strauß betrieb eine Stellenpolitik, die 
dazu führte, dass in erheblichem Ausmaß 
NS-belastetes Personal in das BMJ inte
griert wurde. Eine gezielte Integration von 
NS-Verfolgten in das Leitungspersonal 
betrieb er dagegen nicht, obwohl dies mut-
maßlich leicht möglich gewesen wäre. 
So standen den 67 planmäßigen Beamten
stellen des BMJ im Jahr 1949 allein 574 jüdische 
Justizjuristen gegenüber, die nach 1933 
aus ihren Ämtern geworfen worden waren. 
In Preußen waren zudem 205 nicht-jüdische 
Justizbeamte aus politischen Gründen  
entlassen worden. 
Zahlen nach Lothar Gruchmann, Justiz im Dritten Reich 1933–1940, München 1987.

NS-BELASTUNG VON 
170 LEITENDEN MITARBEITERN 
IM BMJ ZWISCHEN 
1949 UND 1973

NSDAP-Mitglieder

53 % 3,5 %
20 %

SS-Mitglieder

SA-Mitglieder

03
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Stellungsnahme von Dr. Walter Strauß 
zu Dr. Ernst Geßler, 3. Oktober 1950.
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1945 hatten Alliierte und westdeutsche Justiz 
rasch damit begonnen, NS-Verbrecher vor Gericht 
zu stellen. Doch bald erlahmte der Wille der 
Deutschen, sich selbstkritisch mit der Vergan-
genheit zu befassen. In der Justiz kehrten alte 
NS-Richter auf ihre Posten zurück, in der Gesell-
schaft dominierte eine „Schlussstrich“-Mentalität.
Das BMJ war an diesen Entwicklungen in mehr
facher Hinsicht beteiligt. Das Ministerium erar-
beitete die Referentenentwürfe für die Amnestie-
gesetze von 1949 und 1954. In den 1960er-Jahren 
wurde das BMJ zunehmend mit der NS-Vergan-
genheit einzelner Mitarbeiter konfrontiert und 
trug trotz Kenntnis der Personalakten zu deren 
Entlastung bei.  

SCHLUSSSTRICH

MENTALITÄT

01

4



30

Schon im Bundestagswahlkampf 1949 setzten 
sich viele politische Parteien für ein Ende der 
Entnazifizierung ein. Die Sehnsucht nach einer 
Amnestie war nicht nur im rechten politischen 
Lager verbreitetet, sondern reichte über die Mitte 
hinaus bis ins Milieu der SPD.

Wahlplakat der FDP zur Bundestagswahl 1949

ZEITGEIST

02
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„Der Krieg und auch die Wirren der Nachkriegszeit 
haben eine so harte Prüfung für viele gebracht und 
solche Versuchungen, daß man

  für manche Verfehlungen 
	 und Vergehen 
Verständnis aufbringen muß. Es wird 

daher die Frage einer Amnestie  
von der Bundesregierung ge-
prüft werden.“

Der erste Bundeskanzler Adenauer (CDU)  
verband seinen Regierungsantritt von An-
fang an mit dem Willen zu einer Amnestie. 
Er wollte damit das Vertrauen in den neuen 
Staat stärken. In seiner ersten Regierungser-
klärung vom 20. September 1949 betonte er: 

ADENAUERS 

AMNESTIEPLÄNE
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Dr. Konrad Adenauer (l.) (CDU) wird von Dr. Erich Köhler (CDU), Präsident des 
Deutschen Bundestages, als erster Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutsch-
land vereidigt. Bonn, 20. September 1949

AMNESTIE 1949
Das erste Bundesgesetz, das 1949 vom 
Bundesjustizministerium formuliert wurde, 
war das „Gesetz über die Gewährung von 
Straffreiheit“. Das Gesetz war primär gedacht 
für Schwarzmarkttaten und Eigentumsdelikte 
zwischen Mai 1945 und 1949. 

03

04

Auschnitt aus der 
Regierungserklärung von 
Konrad Adenauer vor dem 
Deutschen Bundestag am
20. September 1949. 
© Bundesarchiv
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DIE AMNESTIEN 

VON 1949 ...
Schon 1949 profitierten von der Amnestie 
nicht nur Schwarzhändler und Menschen, 
die aus Not Diebstähle begingen.
Amnestiert wurden alle Freiheitsstrafen 
bis zu 6 Monaten und Geldstrafen bis 
5.000 DM. Von der Amnestie profitierten 
auch NS-Täter, die etwa wegen Tätlichkeiten 
oder der Zugehörigkeit zu verbrecherischen 
Organisationen (SS, Gestapo, SD, Führer-
korps der NSDAP) verurteilt worden waren. 

... UND 1954

1954 trat ein zweites Amnestiegesetz in 
Kraft. Es erfasste alle Taten ab 1. Okto-
ber 1944, für die weniger als 3 Jahre Frei-
heitsstrafe verhängt worden waren oder 
drohten. Damit konnten auch typische 
Endphase-Verbrechen straffrei werden, 
etwa die standrechtliche Tötung von „Fah-
nenflüchtigen“ oder Verbrechen an Kriegs-
gefangenen. Außerdem amnestierte das 
Gesetz alle Personen, die „aus politischen 
Gründen“ ihren Personenstand verschleiert 
hatten. Dies kam NS-Tätern zugute, die 
nach 1945 eine falsche Identität angenom-
men hatten, um sich der Strafverfolgung 
zu entziehen. Das Gesetz symbolisierte die 
„Schlussstrich“-Mentalität in der west
deutschen Gesellschaft; an die Justiz war es 
das politische Signal, die Strafverfolgung 
von NS-Verbrechen zu beenden.  

1945
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Zahlen nach: Andreas Eichmüller, Die Strafverfolgung von NS-Verbrechen seit 1945. In: Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte 2008, Heft 4, S. 621 (S. 626).
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Verurteilungen wegen NS-Verbrechen 
durch westdeutsche Gerichte 1945 bis 1959
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Mertens Freilassung zu erwirken – zunächst 
jedoch ohne Erfolg: Merten blieb insgesamt 
fast zwei Jahre in Untersuchungshaft, bevor 
er 1959 von einem Sondermilitärgericht 
für Kriegsverbrecher in Athen zu 25 Jahren 
Zuchthaus verurteilt wurde. Auf Druck der 
Bundesregierung wurde er aber bereits 8 
Monate nach seiner Verurteilung in die 
Bundesrepublik überstellt, wo ihn die deut-
sche Justiz binnen weniger Tage aus der 
Haft entließ. 

Im Herbst 1952 übergab der griechische 
Generalstaatsanwalt den deutschen Be-
hörden eine Liste gesuchter Kriegsverbre-
cher: Auf dieser Liste stand der Name „Dr. 
Mertin“. Ein phonetischer Fehler, der die 
Identifizierung Mertens zunächst erschwert 
haben dürfte. Tatsächlich hatte Merten als 
Leiter der Besatzungsverwaltung in Nord-
griechenland der jüdischen Gemeinde 
von Thessaloniki zunächst durch falsche 
Schutzversprechen erst erhebliches Ver-
mögen abgepresst und später die entschei-
denden Befehle zu ihrer Ghettoisierung, 
Entrechtung und restlosen Enteignung un-
terzeichnet. Anschließend wurden mindes-
tens 45.000 bis 50.000 Menschen aus Thes-
saloniki nach Auschwitz und Bergen-Belsen 
deportiert und die meisten unmittelbar 
nach ihrer Ankunft ermordet. In der Bun-
desrepublik hatte Merten hierfür nie straf-
rechtliche Konsequenzen zu tragen.

Max Merten werden zu Prozessbeginn im Gerichtssaal 
in Athen im März 1959 die Handschellen abgenommen
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Max Merten war von 1938 bis 1942 im 
Reichsjustizministerium tätig und war dort 
u. a. für das Zwangsvollstreckungsrecht 
zuständig. Im Frühjahr 1952 wurde er im 
Bundesministerium der Justiz eingestellt 
und übernahm erneut die Leitung des Re
ferats Zwangsvollstreckung. Nach nur acht 
Monaten quittierte Merten von einem Tag 
auf den anderen seinen Dienst, indem er 
nicht mehr im BMJ erschien. Dies jedoch 
nicht, weil ihn seine NS-Vergangenheit 
einholte (wie zunächst vermutet wurde), 
sondern weil bereits im Mai 1952 die Voll-
streckung in seine Bezüge erfolgte und 
ihm sein betrügerisches und dubioses Ge-
schäftsgebahren seit 1948 zum Verhängnis 
wurde. Während seiner kurzen Tätigkeit im 
BMJ setzte er sich ausgerechnet für einen 
sehr weitreichenden gesetzlichen Schuld-
nerschutz ein. Bei den von ihn verfassten 
Referentenentwürfen zur Novellierung des 
Immobiliarvollstreckungsrechts griff Merten 
auf das Notrecht der 30er-Jahre zurück. Über 
seine Tätigkeit während des Krieges hatte 
Merten zuvor mitgeteilt, er sei Kriegsverwal-
tungsrat in Nordgriechenland gewesen. In 
einem massiv geschönten Lebenslauf hatte 
er sich gegenüber dem BMJ als Retter von 
rund 13.000 griechischen Juden ausgegeben. 

Max Merten, 1941
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DER FALL 

MAX MERTEN

Merten war sich so sicher, dass er für seine 
Taten nicht zur Verantwortung gezogen 
werden würde, dass er im April 1957 zurück 
nach Griechenland reiste. Zu seiner großen 
Überraschung wurde er dort verhaftet. Das 
BMJ legte nun ein bemerkenswertes En-
gagement zugunsten des Kriegsverbechers 
und früheren Kollegen an den Tag. Der Un-
terabteilungsleiter der Strafrechtsabteilung, 
Ministerialdirigent Ernst Kanter, reiste im 
Sommer 1957 persönlich nach Athen, um 
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VERJÄHRUNGSDEBATTEN
Anfang 1960 begann in der Bundesrepublik 
eine Debatte über die Verjährung von NS-Ver-
brechen. Nach dem Strafgesetzbuch sollten 
Totschlagsdelikte mit Ablauf des 8. Mai 1960 
und Morde mit Ablauf des 8. Mai 1965 verjäh-
ren. Im Frühjahr 1960 setzte sich die SPD da-
für ein, dass die Justiz diese Taten einige Jahre 
länger verfolgen könne. Das Bundesjustizmi-
nisterium wandte sich entschieden dagegen. 
Der Bundestag lehnte die SPD-Anträge ab 
und die Totschlagstaten verjährten. 1965 jedoch sprach sich eine Mehrheit des 

Bundestages für eine längere Verfolgbarkeit 
von NS-Morden aus. Der junge Bundestags
abgeordnete Ernst Benda (CDU) hatte mit einer 
beeindruckenden Rede viele Parlamentarier 
von einer Verlängerung überzeugt. 

1979 wurde die Verjährung bei Mord endgültig 
abgeschafft, deshalb können bis in die Gegen-
wart Mordprozesse gegen Täter aus NS-Ver-
nichtungslagern geführt werden. 

5
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Bericht über Ernst Benda 
(CDU) zur Verjährungsdebatte,
UFA-Wochenschau 45171965,
16. März 1965.



Die Verjährungsdebatte lebte 1965 erneut auf, 
als auch Morde aus der NS-Zeit zu verjähren 
drohten. Bundesjustizminister war nun Ewald 
Bucher, ab 1931 Mitglied des NS-Schülerbundes, 
Träger des Goldenen Parteiabzeichens der Hitler
Jugend und ab 1937 NSDAP-Mitglied. Erneut 
wandten sich Ministerium und Minister gegen 
die längere Verfolgbarkeit von NS-Morden. 

Als jüdische Organisationen in New York ge-
gen die drohende Verjährung demonstrierten, 
hielt ihnen Bundesjustizminister Bucher vor, 
damit Antisemitismus zu schüren: 

Bundesjustizminister Fritz Schäffer:
„Ich bin der Überzeugung, das deutsche Volk und das 
deutsche Rechtssystem haben 

Die Gefahr, daß ein größerer Tatsachenkomplex aus 
diesem Bereich unentdeckt und deswegen insgesamt 
von der Verjährung bedroht ist, besteht nach meiner 
Überzeugung heute nicht mehr.“
Deutscher Bundestag, 24. Mai 1960.

das Bestmögliche zur Verfolgung 
der Verbrechen aus der Nazizeit 
bereits getan.

Fritz Schäffer (CSU) 
Bundesminister der Justiz 
1957–1961

Ewald Bucher (FDP) 
Bundesminister der Justiz 
1962–1965

„Der Ausnahmesituation, 
	 genannt Drittes Reich,

ist bereits dadurch Rechnung getragen, daß unsere 
Rechtsprechung für die ganze Zeit der NS-Herrschaft 
die Verjährung spezifischer NS-Verbrechen ruhen 
läßt. Das ist ja schon mal etwas.“
Der Spiegel Nr. 5/1965.

Bundesjustizminister Ewald Bucher:

Der Spiegel, Nr. 5/1965.

„Man sollte nicht übersehen, daß diese, vorwiegend 
von jüdischen Organisationen getragenen, Demon
strationen einem

in der Welt – er ist doch nicht nur eine deutsche 
Eigenschaft – 

latenten Antisemitismus

Nahrung geben könnten.“
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HEUTE
Lange Zeit konnten viele NS-Täter nicht 
bestraft werden, weil ihre Mitwirkung an 
einer konkreten Tötungshandlung in den 
Konzentrationslagern nicht nachweisbar 
war. 2011 haben die Gerichte ihre Ansicht 
geändert. 

Die Verfahren gegen Gröning und Han-
ning  stehen für eine sehr späte juristische 
Neubewertung: Wer durch seine Tätigkeit 
in einem Vernichtungslager die Mordma-
schinerie am Laufen hielt, leistete Beihilfe 
zum Mord.

Oskar Gröning war von 1942 bis 1944 als 
SS-Unterscharführer im KZ Auschwitz in der 
Häftlingsgeldverwaltung tätig. Wegen Beihilfe 
zum Mord in 300.000 Fällen wurde er vom 
Landgericht Lüneburg 2015 verurteilt. 

Der SS-Unterscharführer Reinhold Hanning 
war in den KZs Auschwitz und Sachsenhausen 
eingesetzt. Er wurde vom Landgericht Detmold 
2016 wegen Beihilfe zum Mord in 170.000 Fällen 
verurteilt. 

Oskar Gröning in SS-
Uniform, während seiner 
Zeit in Auschwitz 
von 1942 bis 1944

Oskar Gröning vor Gericht in Lüneburg,
April 2015

Reinhold Hanning 
in Uniform als 
SS-Unterscharführer, 
ca. 1943/1944

Reinhold Hanning im Verhandlungssaal 
in Detmold, Juni 2016
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KZ Auschwitz

Die Opfer des NS-Völkermords in 
den Konzentrationslagern
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1968 kam es zu einer vom Gesetzgeber nicht 
beabsichtigten Verjährung von NS-Taten. 
Bis heute wird darüber diskutiert, wie es zu 
dieser „Verjährungspanne“ kommen konnte. 
Es wurde oft vermutet, dass Dr. Eduard Dreher, 
der im BMJ die Strafrechtsreform betreute, 
diese „kalte Amnestie“ dem Gesetzgeber unter-
schob. Es ist jedenfalls anzunehmen, dass ihm 
die Folgen klar waren und er wissentlich nichts 
unternahm. Dr. Dreher profitierte persönlich 
von der Änderung, da auch er 1968 damit 
rechnen musste, für seine NS-Vergangenheit 
zur Rechenschaft gezogen zu werden.

KALTE AMNESTIE

Dr. Eduard Dreher, 
1943–1945 Erster Staatsanwalt 
am Sondergericht in Innsbruck, 
beteiligt an zahlreichen Todes-
urteilen. Ab 1951 im BMJ, zuletzt 
bis 1969 Ministerialdirigent und 
Leiter der Unterabteilung 
Strafrecht. 

23. 9. 1968
Richard Sturm, Referatsleiter im BMJ,  
informiert seinen Vorgesetzten Dr. Eduard 
Dreher mündlich über diesen Hinweis. 
Dieser bleibt untätig.

26. 9. 1968
Richard Sturm informiert Dr. Dreher und 
den Abteilungsleiter Hans-Joachim Krüger 
schriftlich über den Hinweis von BGH-Richter 
Schmitt. Weder Staatssekretär Ehmke noch 
Bundesjustizminister Heinemann werden 
über das Problem informiert. Ein Versuch, 
das Gesetz kurzfristig noch zu verändern, 
erfolgt daher nicht.

1. 10. 1968
Inkrafttreten des EGOWiG

Mit dem 16. Strafrechtsänderungsgesetz 
von 1979 wurde die Verjährung für Mord 
bei Tätern und Teilnehmern (Beihilfe) für 
alle bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht ver-
jährten Taten aufgehoben. Daher können 
heute NS-Verbrechen verfolgt werden. 

38
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HAT DREHER „GEDREHT“?

24. 5. 1968

17. 9. 1968

Der Bundestag verabschiedet das 
Einführungsgesetz zum Gesetz über
Ordnungswidrigkeiten (EGOWiG). 
Darin ist auch eine Änderung von 
§ 50 Strafgesetzbuch (StGB) enthalten. 
Das Gesetz soll am 1. Oktober 1968 
in Kraft treten. 

Rudolf Schmitt, Richter im 5. Strafsenat 
des BGH, weist einen Mitarbeiter des BMJ 
darauf hin, dass die Neufassung des Gesetzes 
die Einstellung laufender Strafverfahren 
wegen NS-Verbrechen infolge Verjährung 
bewirken könne.

20. 5. 1969
Der 5. Strafsenat des BGH entscheidet, 
dass „niedrige Beweggründe“ wie Ras-
senhass besondere persönliche Merk-
male im Sinne des neuen § 50 II StGB 
sind. Damit verjähren alle Fälle der 
Beihilfe zum Mord aus Rassenhass.

DIE WIRKUNG DER 

„VERJÄHRUNGSPANNE“

„Fehlen besondere 
persönliche Merkmale (…)“
1969 entschied der BGH, 
dass ein niedriger Beweg-
grund, wie der Rassenhass, 
‚persönliches Merkmal‘ sei.

„(…) beim Teilnehmer“
Personen, die auf Befehl 
und aus Gehorsam Juden 
umgebracht hatten, galten 
seit den 1950er-Jahren als 
Teilnehmer (Gehilfen) 
und nicht als Täter.

„(…) ist die Strafe zu mildern“
Das Strafmaß wurde nun 
reduziert. Die Höchststrafe 
war fortan 15 Jahre und 
nicht mehr wie bisher 
lebenslange Freiheitsstrafe.

Eine Regelung, dass zwar 
die Höchststrafe verringert, 
aber trotzdem die Verjäh-
rungsfrist nicht verkürzt 
werden soll, wird im 
Gesetzgebungsprozess 
vergessen.

NEUFASSUNG 

§ 50 II STGB 1968
In § 50 StGB wird folgender Absatz 2 
eingefügt (heute § 28 StGB) 

„(2) Fehlen besondere persönliche Eigen-
schaften, Verhältnisse oder Umstände 
(besondere persönliche Merkmale), welche 
die Strafbarkeit des Täters begründen, beim 
Teilnehmer, so ist dessen Strafe nach den 
Vorschriften über die Bestrafung des Ver-
suchs zu mildern.“

Verjährungspanne
Da man aber Taten mit einer 
Höchststrafe von 15 Jahren 
am 8. Mai 1960 hatte verjähren 
lassen, waren die Verbrechen 
sämtlicher Nazi-Mordgehilfen 
auf einen Schlag rückwirkend 
seit 1960 verjährt.
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Für die junge Bundesrepublik war es selbstver-
ständlich, sich für ehemalige deutsche Soldaten 
einzusetzen, die noch im Ausland als Kriegs-
gefangene festgehalten wurden. Ehemalige 
NS-Juristen im Ministerium nutzten jedoch die 
Kenntnisse über den Aufenthaltsort „alter Ka-
meraden“, um diese vor drohender rechtlicher 
Verfolgung im Ausland zu warnen. So entstand 
unter dem Deckmantel legitimen Rechtsbei-
standes ein gut funktionierendes „Frühwarn-
system“, von dem eine große Zahl im Ausland 
untergetauchter Kriegsverbrecher profitierte. 
Wie viel wusste die Bundesregierung von dieser 
geheimen Doppelfunktion?

HILFE FÜR 

	 KRIEGSGEFANGENE
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Ankunft der letzten deutschen Kriegsgefangenen im 
Auffanglager Friedland im Oktober 1955: Eine Mutter 
sucht nach ihrem vermissten Sohn
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SPD-Plakat zur Freilassung 
deutscher Kriegsgefangener, 
ca. 1947
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„Die Bundesregierung erkennt die Notwendigkeit, den Deutschen, 
die in Auswirkung des Krieges im Ausland zurückgehalten werden 
und dort unter Anklage gestellt sind, Rechtsschutz zuteil werden zu 
lassen, an, – nicht in dem Sinne (...), um Kriegsverbrechern Schutz 
zu gewähren, sondern um diesen Menschen

die primitivsten Rechtsgarantien 
wenigstens von unserer Seite zuteil werden zu lassen.“

Bundesjustizminister Thomas Dehler (FDP) 
am 1. Dezember 1949 vor dem Bundestag:

Am 1. Dezember 1949 beschloss der 
Bundestag die Einrichtung einer Zentralen 
Rechtsschutzstelle (ZRS). Ihre Aufgabe 
bestand darin, Deutschen im Ausland 
rechtlich zu helfen, die dort als Kriegsge-
fangene festgehalten oder wegen ihrer 
Taten während der NS-Zeit angeklagt 
wurden. 

Dr. Thomas Dehler (FDP) während 
einer Rede im Bundestag
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Die Gesamtleitung übernahm Dr. Hans 
Gawlik. Dr. Gawlik war vor 1945 Staats
anwalt in Breslau und arbeitete danach als 
Strafverteidiger. Er verfügte über Erfah-
rung mit Strafprozessen und war Leiter 
der „Koordinierungsstelle zur Förderung 
des Rechtsschutzes für die deutschen Ge-
fangenen im Ausland“ beim Länderrat 
in Stuttgart. 

Dr. Hans Gawlik, Leiter der 
Zentralen Rechtsschutzstelle 
(ZRS) von 1950 bis 1968
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„Auf Grund der bei den Prozessen in Frankreich 
maßgebenden Ordonnance vom August 1944 
(...) wird unterstellt, daß jeder Angehörige eines 
Truppenteils der SS oder SD oder der Feldgen
darmerie schuldig ist, es sei denn, er weise nach, 
daß er zu diesen Organisationen gezwungen 
worden oder an der fraglichen Tat nicht beteiligt 
gewesen ist, eine Beweisführung, die in der Praxis 
gar nicht möglich ist. (…) Ich sage Ihnen das nur, 
um Ihnen zu zeigen, wie notwendig es ist, 

daß hier von uns aus 
den Angeklagten geholfen wird, 

daß die Möglichkeit eines hinreichenden Rechtschutzes 
gegeben wird.“
Thomas Dehler (FDP), Deutscher Bundestag, 1. Dezember 1949.

Dr. Thomas Dehler (FDP), 
Bundesminister für Justiz, 
1949–1953

01
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Dr. Konrad Adenauer (CDU), 
Bundeskanzler der Bundes-
republik Deutschland von 
1949–1963 

Adenauer antwortete FranÇois-Poncet am 2. August 1951 
mit einem Brief, der weitgehend vom Staatssekretär im 
BMJ, Walter Strauß, vorformuliert worden war:

„Die Bundesregierung übt durch 
	 diese Dienststelle ihr Recht 
und ihre Verpflichtung aus,

den von alliierten Gerichten wegen der Begehung 
von Kriegsverbrechen angeklagten oder verur-
teilten deutschen Staatsangehörigen Rechtschutz 
zu gewähren. (…).“ 

Der französische Hohe Kommissar 
FranÇois-Poncet  warf der Zentralen 
Rechtsschutzstelle vor, sie versuche 
systematisch

FranÇois-Poncet: Brief an Adenauer vom 2. Juli 1951.

„die Verurteilten 
als Opfer der alliierten 
	 Justiz hinzustellen.“

André FranÇois-Poncet, 
französischer Hoher 
Kommissar in Deutsch-
land von 1949–1953
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ZRS
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Die Zentrale Rechtsschutzstelle  

informierte NS-Täter darüber, 

dass sie verurteilt worden waren 

und gesucht wurden. Daraufhin 

tauchten die Täter unter und 

entgingen so ihrer Strafe.

Die Wahl Dr. Gawliks zum Leiter der Zentra-
len Rechtsschutzstelle (ZRS) erwies sich als 
fatal. Dr. Gawlik war ab 1933 NSDAP-Mitglied 
und Beisitzer am NSDAP-Gaugericht Nie-
derschlesien. Ab 1942 war er als Staatsanwalt 
am Sondergericht Breslau tätig und an 
zahlreichen Todesurteilen beteiligt. Er war 
Teil jener politisierten Strafjustiz der Natio-
nalsozialisten, die schon wegen Nichtigkeiten 
gegen vermeintliche Feinde des Regimes 
die Todesstrafe verhängt hatte.  

Nach 1945 hatte Dr. Gawlik als Straf- 
verteidiger von NS-Verbrechern gewirkt. 
Er war im Nürnberger Prozess aufgetreten 
und hatte später den SS-Lagerarzt des KZ 
Buchenwald, Waldemar Hoven, verteidigt. 
Dr. Gawlik nutzte die Möglichkeiten der 
Rechtsschutzstelle daher konsequent, um 
nationalsozialistische Kriegsverbrecher zu 
warnen und vor Strafe zu schützen.

EINE FATALE WAHL
02

Ermutigt durch den politischen Rücken-
wind wurde Dr. Gawlik besonders in den 
westlichen Ländern tätig. Hier bestand 
mehr Hoffnung, zugunsten der Täter etwas 
zu erreichen, als in Ostdeutschland, 
Jugoslawien oder der UDSSR. Mitte 1950 
wurden bereits 2.784 Personen betreut, 
hauptsächlich verurteilte oder gesuchte 
Kriegsverbrecher. Die Zentrale Rechts-
schutzstelle entwickelte sich zu einem 
Schutzinstrument von offiziell gesuchten 
NS-Tätern. 1953 wechselten Dr. Gawlik 
und seine ZRS ins Auswärtige Amt.

GEHEIME 

BETREUUNGSARBEIT

03
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Der Spiegel, ‚Ist benachrichtigt‘, Nr. 16/1968

1968 machte „Der Spiegel“
das Treiben der ZRS publik. 

04
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UMGANG MIT DER 
EIGENEN VERGANGENHEIT

Der Romantizismus des Gebäudes übertrug sich auf die Stim-
mung der Beschäftigten. Man schaute geflissentlich nach vorne, 
nicht zurück. Diese Haltung ermöglichte es, das Unrecht der 
Vergangenheit auszublenden. Der selbst verordneten Amnesie 
stand eine demonstrative Begeisterung für den Neuanfang ge-
genüber. Sie spiegelt sich in von Nostalgie erfüllten Memoiren. 
Manchmal passierte es allerdings auch, dass die mühsam über-
tünchte, braune Oberfläche wieder zutage kam. Wie rechtfertigten 
die Ertappten ihr damaliges Handeln?

01
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Noch im Jahr 1991 veröffentlichte der Per-
sonalrat des BMJ einen Erinnerungsband 
„Der Geist der Rosenburg. Erinnerungen 
an die frühen Jahre des Bundesministeriums 
der Justiz“. Die NS-Vergangenheit vieler 
Mitarbeiter kam darin nicht zur Sprache. 

„Schon lange liegt sie zurück, die Gründerzeit 
des Bundesministeriums der Justiz (...). Soll

nicht nach und nach dem Vergessen 
anheimfallen, so muß die Erinnerung 
zu Papier gebracht werden (...).“
Aus dem Vorwort von „Der Geist der Rosenburg“, 1991.

diese gute alte Zeit 
	 der Rosenburg
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„Es war eine schöne, 
	 überaus lebendige Zeit. (...) 

Man kam ja zum Essen zusammen, und zwar nicht   
nur mittags.  Viele nahmen auch noch das Abendessen 
im Kasino ein. Die offiziellen Dienststunden spielten 
damals keine Rolle. (...) Zusammenfassend kann man 
sagen: Es wurde sehr viel und auch effektiv gearbeitet.“
Eduard Dreher, in: Der Geist der Rosenburg, 1991.

„Freie Wochenenden gab es 
noch nicht und oft mußten auch Sonntage zur 

dienstlichen Arbeit verwandt werden.“
Heinrich von Spreckelsen, in: Der Geist der Rosenburg, 1991.

„Erklären lassen sich Elan und Arbeitsenergie der 
damaligen Bundesbehörden und parlamentarischen 
Gremien meines Erachtens überwiegend aus dem 
übergroßen Regelungsbedarf und dem Willen aller 
Kräfte, sich in der einmaligen Chance eines 

Aufbaus der jungen Republik
zu bewähren. Alle wollten wir damals etwas schaffen, 
alle wollten wir uns und anderen unseren Leistungs-
willen beweisen.“
Heinrich von Spreckelsen, in: Der Geist der Rosenburg, 1991.

Rückblickend schilderten die Beteiligten 
die Jahre, in denen das BMJ abgelegen in der 
malerischen Rosenburg untergebracht war, 
als eine Zeit intensiver gemeinsamer Arbeit 
und Pflichterfüllung. Was in diesem immer 
wieder beschworenen „Geist der Rosenburg“ 
völlig fehlt, ist eine Auseinandersetzung mit 
den Jahren vor 1945. Man kannte sich oft 
aus den Jahren des Nationalsozialismus und 
wusste um die NS-Verstrickungen vieler 
Kollegen. Dass man diese Jahre gleichwohl 
untereinander kaum thematisierte, wird 
teilweise als kollektive Verdrängung der 
NS-Zeit und damit als gescheiterte Neu-
gründung des Staates interpretiert. 

Eine andere sozialpsychologische Deutung 
durch Hermann Lübbe sieht in diesem Vor-
gang ein „kommunikatives Beschweigen“: 
Man habe die offene Auseinandersetzung 
mit dem Nationalsozialismus vermieden, um 
nicht die individuellen Verstrickungen thema-
tisieren zu müssen. 

VERDRÄNGEN

	 ODER BESCHWEIGEN?

02
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Dr. Eduard Dreher

Ab den 1950er-Jahren wurde die Vergan-
genheit NS-belasteter Mitarbeiter des 
BMJ zunehmend publik. Die Betroffenen 
mussten sich gegenüber dem Ministerium 
und der Öffentlichkeit verantworten. 
Dabei zeigten sich wiederkehrende Recht-
fertigungsmuster:

LEBENSLÜGEN? 

RECHTFERTIGUNGS

STRATEGIEN

Dr. Eduard Dreher

•	1943–1945: Erster Staatsanwalt 
	 am Sondergericht Innsbruck

•	Er wirkte an zahlreichen Todesur-
	 teilen wegen Bagatelldelikten mit

•	1959 wurde der erste Fall bekannt, 
	 in dem Dreher während der NS-
	 Zeit die Todesstrafe beantragt hatte

•	Er berief sich darauf, in Übereinstim-
	 mung mit der Rechtsprechung 
	 des Reichsgerichts gehandelt 
	 zu haben

Das Grundgesetz hatte die Todesstrafe 
abgeschafft. Trotzdem rechtfertigte 
Dr. Dreher noch 1958 die Todesstrafe 
im Kriegsfall. 

„In der Tat verändert sich die 
gesamte Problematik im Kriege 
ganz grundsätzlich.

(…) Sicher ist, daß in diesem Falle die lebenslange 
Zuchthausstrafe kein Ersatz für die Todesstrafe sein 
kann. Freiheitsentziehung ist im Falle des Krieges, 
wo das ganze Volk in Lebensgefahr schwebt, schon 
an sich eine schwache Maßnahme. Sie ist es vor al-
lem dann, wenn der Verurteilte auf Wiedergewinn 
seiner Freiheit nach Kriegsschluss rechnen kann 
oder drüber hinaus auf Belohnung durch einen 
vielleicht siegreichen Feind.“
Eduard Dreher: Für und Wider die Todesstrafe. In: ZStW Bd. 70, 1958, S. 543 ff.

Franz Massfeller

• Massfeller hatte zwischen 1934 und 1943 
	 im Reichsjustizministerium im Referat für 
	 Familienrecht gearbeitet

• Er schrieb einen Kommentar zu den 
	 Nürnberger Rassegesetzen

• 1942 nahm er an zwei Folgetagungen der 
	 Wannsee-Konferenz teil, bei denen es um 
	 die Auflösung von „Mischehen“ und die 
	 Zwangssterilisierung ging

• Bei der Wannsee-Konferenz wurde über 
	 die „Endlösung der Judenfrage“, den 
	 Völkermord an den Juden Europas, 
	 beraten

01
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Ausschnitt aus der dienstlichen 
Erklärung Franz Massfellers zur 
Teilnahme an der Wannsee-
Folgekonferenz vom 25. Mai 1953.

53

Heinrich Ebersberg als Zeuge 
bei den Nürnberger Prozessen, 
13. Juli 1945.
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Franz Massfeller

• Massfeller hatte zwischen 1934 und 1943 
	 im Reichsjustizministerium im Referat für 
	 Familienrecht gearbeitet

• Er schrieb einen Kommentar zu den 
	 Nürnberger Rassegesetzen

• 1942 nahm er an zwei Folgetagungen der 
	 Wannsee-Konferenz teil, bei denen es um 
	 die Auflösung von „Mischehen“ und die 
	 Zwangssterilisierung ging

• Bei der Wannsee-Konferenz wurde über 
	 die „Endlösung der Judenfrage“, den 
	 Völkermord an den Juden Europas, 
	 beraten

Dienstliche Erklärung Franz Massfellers zur Teilnahme an der Wannsee-Folgekonferenz vom 25. Mai 1953.

„Ein unbedachtes Wort hätte mich leicht die Freiheit, wenn 
nicht das Leben kosten können. (...) Ich und so viele andere 
Herren der damaligen Ministerialbürokratie haben jedenfalls 
unter Hintansetzung unserer Person mit unseren schwachen 
Mitteln versucht, Unheil abzuwenden.“ 

Heinrich Ebersberg

•	Er war ab 1942 persönlicher Referent des 
	 Reichsjustizministers Otto Thierack

•	Er wusste von zahllosen NS-
	 Justizverbrechen wie der Nichtverfolgung 
	 der „Euthanasie“–Morde oder der tod-
	 bringenden „Sonderbehandlung“ von 
	 Strafgefangenen

•	1969 ermittelte die Justiz gegen ihn wegen 
	 Beihilfe zum Mord an Strafgefangenen

•	Das BMJ leitete ein Disziplinarverfahren 
	 gegen ihn ein

•	1970 wurde das Strafverfahren wegen 
	 Verjährung aufgrund der „kalten Amnestie“ 
	 von 1968 eingestellt

•	Ebersberg verlor dennoch seine Position als 
	 Unterabteilungsleiter, blieb aber Referatsleiterkeinen Einfluß gehabt.“

„Als junger Mensch habe ich auf den absolut autoritär 
eingestellten damaligen Reichsjustizminister (…) 

Vermerk Heinrich Ebersberg, 1968.

Es wäre aussichtslos gewesen,
ihn von dieser Auffassung abzubringen.“
Vernehmung Heinrich Ebersbergs, 1967, S. 4, Hessisches Staatsarchiv, 
Abt. 631a (Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt a. M., Nr. 1753).

„Es stand fest, daß Hitler die von ihm angeordnete 
Maßnahme [Euthanasie] für rechtmäßig hielt. 

04

Ausschnitt aus der Vernehmung 
Heinrich Ebersbergs vor der Staats-
anwaltschaft Köln vom 15. Dezember 
1969, S. 5, Hessisches Staatsarchiv,
Abt. 631a (Generalstaatsanwaltschaft 
Frankfurt a. M., Nr. 1753).

Ausschnitt aus der ergänzenden 
Stellungnahme Eduard Drehers 
vom 6. November 1959 zum 
Gutachten von Schafheutle 
zu Drehers Mitwirkung am 
Strafverfahren gegen Anton 
Rathgeber vor dem Sondergericht 
Innsbruck.
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Kommentare und medizinische und 
juristische Erläuterungen zum Blutschutz- 
und Ehegesundheitsgesetz von 
Dr. med. Arthur Gütt, Dr. med. 
Herbert Linden und Ministerialrat 
Franz Massfeller, 1936
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Nicht nur das juristische Personal des
NS-Staates blieb in der jungen Bundes
republik vielfach im Amt, auch viele 
Gesetze blieben in Kraft. Nur die offen-
sichtlichen Unrechtsgesetze wurden von 
den Alliierten und der Bundesrepublik 
abgeschafft oder geändert.

Insbesondere im Strafgesetzbuch (StGB) 
finden sich bis heute noch immer natio-
nalsozialistische Prägungen, zum Beispiel 
beim Mord-Paragrafen (§ 211 StGB), über 
dessen Reform bis heute diskutiert wird. 
Die zuständigen Akteure im BMJ setzten 
sich zu wenig für eine rechtsstaatliche 
Erneuerung der Gesetze ein. 

Immer wieder hielten sie in wichtigen 
Fällen am Status quo fest. Zum Beispiel 
bei der Strafbarkeit von Homosexualität. 

Bei Staatssekretär Walter Strauß zeigte 
sich, dass der Nationalsozialismus sein 
Bild der Homosexualität mitgeprägt hatte. 
Er trat für eine strenge Bestrafung von 
Homosexuellen im öffentlichen Dienst 
ein, die ihre Position dazu ausnutzten, 
Homosexuelle zu fördern. Zur Begrün-
dung verwies Dr. Strauß auf den „Röhm-
Putsch“ von 1934. Die NS-Propaganda
hatte die Ermordung von Ernst Röhm 
und der SA-Führung als Niederschlagung 
einer angeblichen Verschwörung von 
Homosexuellen dargestellt.

57

Staatssekretär Walter Strauß 
in der Sitzung der Großen 
Strafrechtskommission über 
„homosexuelle Cliquen“, 1958
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1871
Der § 175 des Strafgesetzbuches (StGB) 
stellt „widernatürliche Unzucht“ zwischen 
Männern unter Strafe.

1945

1951/1967

1969

1994

Der NS-Staat verschärft den § 175, vor allem 
aber ändert das Reichsgericht seine Recht-
sprechung so, dass bereits Handlungen 
ohne jede Berührung als „Unzucht“ bestraft 
werden können. Die Zahl der strafrechtlich 
verfolgten Homosexuellen steigt drastisch an.   

1935

1934

 948 

1935

2106 

1936

5321

Jahr
1937

8271 

1938

8562
8000
7000
6000
5000
4000
3000
2000
1000

Verurteilte

nach § 175 StGB verurteilte Personen 

Der § 175 StGB bleibt unverändert in Kraft.

Der Deutsche Juristentag spricht sich zweimal 
für die Entkriminalisierung von Homo
sexualität aus. Auch Ärztevereinigungen 
und die vom BMJ eingesetzte Große Straf-
rechtskommission plädieren für Straflosigkeit. 
Die Beamten des BMJ halten dagegen an 
der Strafbarkeit fest – auch mit Argumenten 
aus der NS-Zeit. 

Homosexuelle Handlungen zwischen 
Erwachsenen werden straflos. Bis dahin 
wurden seit 1945 etwa 50.000 Männer 
nach § 175 StGB verurteilt. 

Diskriminierende Jugendschutzvorschriften 
im Sexualstrafrecht werden aufgehoben, 
der § 175 StGB endgültig gestrichen. 

2017
Mit Gesetz vom 17. Juli 2017 
wurden Menschen, die nach 
1945 wegen einvernehmlicher 
homosexueller Handlungen 
verurteilt worden waren, 
strafrechtlich rehabilitiert: 
Ihre Urteile wurden kraft 
Gesetzes aufgehoben. Ihnen 
steht zudem eine finanzielle 
Anerkennung des erlittenen 
Strafmakels und der infolge 
eines solchen Urteils erlitte-
nen Freiheitsentziehung zu.

Gesetz
zur strafrechtlichen Rehabilitierung

der nach dem 8. Mai 1945 wegen einvernehmlicher homosexueller Handlungen 
verurteilten Personen und zur Änderung des Einkommensteuergesetzes

Vom 17. Juli 2017

	 Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-  
rates das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz
zur strafrechtlichen Rehabilitierung der nach

dem 8. Mai 1945 wegen einvernehmlicher homosexuel-
ler Handlungen verurteilten Personen (StrRehaHomG)

§1
Aufhebung von Urteilen

	 (1) Wer wegen einvernehmlicher homosexueller 
Handlungen als Täter verurteilt wurde, wird rehabilitiert, 
indem mit diesem Gesetz die strafgerichtlichen Urteile 
aufgehoben werden, die aufgrund

1. 	�der §§ 175 und 175a Nummer 3 und 4 des Strafge- 
setzbuches in der Fassung, die in der Bundesrepu- 
blik Deutschland bis einschließlich 31. August 1969 
und nach dem 8. Mai 1945 in deren späterem Staats-
gebiet gegolten hat,

2. �der §§ 175 und 175a Nummer 3 und 4 des Strafge- 
setzbuches in der Fassung, die in der Deutschen 
Demokratischen Republik bis einschließlich 30. Juni 
1968 und nach dem 8. Mai 1945 in deren späterem 
Staatsgebiet gegolten hat,

3. �des § 175 Absatz 1 Nummer 1 und 3 des Strafge- 
setzbuches in der vom 1. September 1969 bis ein- 
schließlich 27. November 1973 geltenden Fassung,

4. �des § 175 des Strafgesetzbuches in der vom 28.  
November 1973 bis einschließlich 10. Juni 1994  
geltenden Fassung und

5. �des § 151 des Strafgesetzbuches der Deutschen 
Demokratischen Republik in der vom 1. Juli 1968 bis 
einschließlich 30. Juni 1989 geltenden Fassung

ergangen sind, es sei denn, den Verurteilungen liegen 
sexuelle Handlungen mit Personen unter 16 Jahren oder 
Handlungen zugrunde, die den Tatbestand des § 174, 
des § 174a, des § 174b, des § 174c oder des § 182 des 
Strafgesetzbuches in der am 22. Juli 2017 geltenden 
Fassung erfüllen.

	 (2) Absatz 1 gilt für strafgerichtliche Unterbringungs- 
anordnungen entsprechend.

	 (3) Die Aufhebung der Urteile nach den Absätzen 1 
und 2 schließt alle darin ausgesprochenen Nebenstrafen 
und Nebenfolgen sowie alle Maßregeln der Besserung 
und Sicherung ein, die nicht in Absatz 2 ge- nannt sind.

	 (4) Die Verfahren, die den in den Absätzen 1 und 2 
genannten Urteilen zugrunde liegen, werden eingestellt.

	 (5) Über die Regelungen dieses Gesetzes hinaus 
entfaltet die Aufhebung der Urteile nach den Absätzen 1 
und 2 keine Rechtswirkungen.

§2
Teilaufhebung von Urteilen

	 (1) Ist ein Urteil auch aufgrund anderer als der in § 1 
Absatz 1 genannten Strafvorschriften ergangen, so wird 
der Teil des Urteils aufgehoben, der auf den in § 1 Ab- 
satz 1 genannten Strafvorschriften beruht.
	 (2) Absatz 1 gilt für strafgerichtliche Unterbringungs- 
anordnungen entsprechend.

§3
Feststellung der  

Aufhebung von Urteilen;  
Rehabilitierungsbescheinigung

	 (1) Die Staatsanwaltschaft stellt auf Antrag fest, ob ein 
Urteil nach § 1 Absatz 1 aufgehoben ist. In den Fällen 
des § 2 Absatz 1 stellt sie die Teilaufhebung des Urteils 
und deren Umfang fest. Über die Feststel- lungen nach 
den Sätzen 1 und 2 erteilt die Staatsanwaltschaft dem 
Antragsteller eine Rehabilitierungsbescheinigung.
	
	 (2) Für die Feststellung nach Absatz 1 Satz 1 und 2 
genügt grundsätzlich die Glaubhaftmachung einer er- 
folgten Verurteilung nach § 1 Absatz 1. Zur Glaubhaft- 
machung kann auch die eidesstattliche Versicherung des 
Verurteilten zugelassen werden. Für die Abnahme der 
Versicherung an Eides statt ist die Staatsanwaltschaft 
zuständig.
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Diese Formulierung erlaubte die Steuerung 
von Großunternehmen im Interesse der 
NS-Ideologie, vor allem der Kriegswirtschaft. 
Der Gesetzgeber von 1937 misstraute den 
Aktionären und den von ihnen gewählten 
Aufsichtsräten. Der „Betriebsführer“ sollte das 
Sagen haben. Nach dem 8. Mai 1945 blieb 
das Aktiengesetz von 1937 noch für zwanzig 
Jahre in Kraft. Bis heute haben Aktionäre 
und Aufsichtsrat sehr schwache Mitbestim-
mungsrechte.

Die Fortdauer von NS-Recht war nicht 
nur auf das Strafrecht beschränkt. Auch in 
vermeintlich politisch weniger brisanten 
Gebieten des Zivil- und Wirtschaftsrechts 
folgte der bundesdeutsche Gesetzgeber dem 
Recht der NS-Zeit. Ein Beispiel ist das Aktien-
gesetz von 1937 mit seiner Entscheidung, 
die Hauptversammlung der Aktionäre und 
den Aufsichtsrat zu entmachten und dem 
Vorstand eine nahezu uneingeschränkte 
Leitungsmacht zu geben:

AKTIENRECHT

Das Aktienrecht zeigt den Zusammenhang 
von personeller und inhaltlicher Kontinu-
ität: Im BMJ war für das Aktienrecht jah-
relang Dr. Ernst Geßler zuständig. Er hatte 
zuvor im Reichsjustizministerium an der 
Reform des Aktienrechts von 1937 mitge-
arbeitet.  Geßler blieb misstrauisch gegen-
über der Leistungsfähigkeit demokrati-
scher Entscheidungen in Unternehmen. 

„Der Vorstand hat unter eigener 
Verantwortung die Gesellschaft so 
zu leiten, wie das Wohl des Betriebs 
und seiner Gefolgschaft und 

der gemeine Nutzen 
von Volk und Reich
(§ 70 Abs. 1, Aktiengesetz von 1937)

es fordern.“ 

Der Zwiespalt im Umgang 
mit der NS-Vergangenheit:

Dr. Ernst Geßler, Aktien-
rechtsexperte und einst 
NSDAP-Mitglied, erhält 1970 
das Bundesverdienstkreuz aus 
der Hand von Bundesjustiz-
minister Gerhard Jahn (SPD). 
Jahn galt während der 
NS-Zeit als „Halbjude“, 
seine Mutter wurde im 
KZ Auschwitz ermordet.

Zitat von Ernst Geßler 
über das neue
Aktiengesetz, 1937
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Das BMJ und die Rechtsprechung waren 
eng verbunden. Das Ministerium wirkte 
an der Auswahl der Richter des Bundes-
gerichtshofs (BGH) mit. Umgekehrt waren 
viele Mitarbeiter des BMJ zuvor in der Justiz 
gewesen. Auch beim BGH gab es eine hohe 
Kontinuität zur NS-Justiz: Von den Rich-
tern, die im Jahr 1962 am BGH wirkten, 
waren 77 Prozent bereits in der NS-Justiz 
tätig gewesen. Daraus folgte, dass man im 
BMJ zur Rechtsprechung des 1945 geschlos
senen Reichsgerichts wenig Distanz auf-
baute. Dies zeigt besonders deutlich das 
Beispiel von Georg Petersen, dem ersten 
Abteilungsleiter für Zivilrecht im BMJ. 

	

	

	

Petersen beschwor 1950 zur Eröffnung 
des BGH die „Tradition des Reichsgerichts“ 
als Vorbild. Als Beispiel nannte er, dass das 
Reichsgericht auch in der NS-Zeit „Treu 
und Glauben“ und „die guten Sitten“ zum 
Maßstab der Fallentscheidung gemacht 
habe. Ein problematisches Hilfsmittel, denn 
diese unbestimmten Rechtsbegriffe ermög-
lichten, bestehende Vorschriften durch die 
NS-Ideologie zu überlagern und so Gegner 
und Verfolgte systematisch zu entrechten.

„Jedenfalls muß der (…) aus den rassepolitischen 
Gesetzen entnommene allgemeine Grundgedanke 
berücksichtigt werden, 

	 den jüdischen Einfluß aus 
der deutschen Wirtschaft 
	 auszuschalten.“

Georg Petersen vor dem Reichsgericht, 1940:
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ein ungehemmter Okkupationsantrieb eigen ist. (…) 
Zweck aller Maßnahmen der öffentlichen Gewalt,  
[…] war nicht, Zigeuner gerade wegen ihrer Rasse zu 
verfolgen, sondern die übrige Gesellschaft vor ihren 
sozialschädlichen, auf eigentümlichen Gruppeneigen-
schaften beruhenden Handlungen zu schützen. (...)“
Urteil des BGH vom 7. Januar 1956

„Da die Zigeuner sich in weitem Maße einer Seßhaft-
machung und damit der Anpassung an die seßhafte 
Bevölkerung widersetzt haben, gelten sie als asozial. 
Sie neigen, wie die Erfahrung zeigt, zur Kriminalität, 
besonders zu Diebstählen und Betrügereien, es fehlen 
ihnen vielfach die sittlichen Antriebe der Achtung vor 
fremdem Eigentum, weil ihnen

wie primitiven Urmenschen

Eines der Opfer dieses BGH-Urteils war Nikolaus 
Pfeil. Er war Deutscher und, in nationalsozialis-
tischer Diktion, „Zigeunermischling“. 1940 hatte 
man ihn wegen seiner Herkunft festgenommen 
und in das besetzte Polen verschleppt. Dort hatte 
er unter KZ-ähnlichen Bedingungen in Ghettos 
und Zwangsarbeitslagern bis zu seiner Befreiung 
im Jahr 1945 überlebt. Nachdem er jahrelang 
prozessiert hatte, ging der Fall 1955 zur Revision 
an den Bundesgerichtshof.

Pfeil schrieb an den BGH:
„Die Klage auf Zahlung meiner Haftentschädigung 
läuft schon sehr lange. Ich bin schwer krank und 
80 Prozent Invalide, außerdem lebe ich in vorge-
schrittenem Alter. Ich möchte den Bundes-
gerichtshof höflichst bitten, da ich schon 10 Jahre 
warte, mein Verfahren zu beschleunigen und mich 
auf das Urteil nicht mehr so lange warten zu las-
sen. Im Voraus sage ich meinen besten Dank.“

Am 7. Januar 1956 lehnte der Bundesgerichtshof 
eine Entschädigung ab. Erst 1963 revidierte der 
BGH seine Rechtsansicht – ohne freilich das 
dahinterstehende Bild des zu Straftaten neigenden 
„Zigeuners“ aufzugeben. Inzwischen war Nikolaus 
Pfeil verstorben. Am 12. März 2015 distanzierte 
sich die Präsidentin des Bundesgerichtshofes, 
Bettina Limperg, anlässlich eines Besuchs
des Zentralrates Deutscher Sinti und Roma 
unmissverständlich von dieser Rechtsprechung.

Auch bei der Entschädigung von Sinti und 
Roma finden sich Reste des nationalsozialis-
tischen Rassedenkens in der Rechtsprechung 
des BGH. 1956 lehnte der BGH solche An-
sprüche ab, weil die „Zigeuner“ nicht allein 
aus rassistischen Gründen in die Konzentra-
tionslager verschleppt worden seien:

03

04

Das vierte Rosenburg-Symposium des  
BMJV im Oktober 2014 war ein Anstoß  
für den Bundesgerichtshof, sich mit  
seiner "Zigeuner"- Rechtsprechung  
kritisch auseinanderzusetzen.

Der BGH rechtfertigte sogar einen Runder-
lass von SS-Chef Heinrich Himmler vom 
8. Dezember 1938. Gerade dieser Erlass lasse 
erkennen,

asozialen Eigenschaften 
der Zigeuner.“ 

„daß trotz des Hervortretens rassenideologischer 
Gesichtspunkte nicht die Rasse als solche der Grund 
für die darin getroffenen Anordnungen bildet, 
sondern die bereits erwähnten 
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Veranstaltung zur Vorstellung des Buches 
„Die Akte Rosenburg“ im BMJ 

 „Es gibt kein Ende der 
Geschichte. Auch heute gibt es Gefahren für Humanität und Freiheit,  

denen Juristinnen und Juristen an ihrem jeweiligen Platz 
widerstehen müssen. Das Wissen um die Geschichte kann  
die Sinne dafür schärfen, wenn Menschenrechte und Rechts-
staatlichkeit wieder infrage gestellt werden. Um dieses Ethos 
weiter zu stärken, sollte das Unrecht, das deutsche Juristen  
angerichtet haben, Pflichtstoff der Juristenausbildung  
werden.“
Auszug aus der Rede des ehemaligen Bundesministers der Justiz Heiko Maas
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DER UMGANG DES BMJ MIT  

   DER EIGENEN VERGANGENHEIT
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Die „Akte Rosenburg“ hat die Versäumnisse 
der Vergangenheit gezeigt. Jetzt geht es darum, 
Konsequenzen für die Gegenwart zu ziehen. 

Viel zu lange haben sich Juristen in Deutsch-
land als unpolitische Rechtstechniker ver-
standen; diese Haltung machte viele zu 
Mittätern des NS-Unrechts. Heute sollten 
Juristinnen und Juristen die Werte des 
Grundgesetzes leben und verteidigen – 
die Würde des Menschen, die individuelle 
Freiheit und die gesellschaftliche Vielfalt. 
Um dieses Ethos weiter zu stärken, hat der 
Bundestag am 10. Juni 2021 eine Änderung 
des § 5a DRiG beschlossen, die am 1. Januar 
2022 in Kraft trat. Nach § 5a Absatz 2 Satz 3 
DRiG soll nun die Vermittlung der Pflicht-
fächer in der juristischen Ausbildung auch 
in Auseinandersetzung mit dem national-
sozialistischen Unrecht erfolgen. 

KONSEQUENZEN

Das Bundesjustizministerium hat ein neues 
Fortbildungsprogramm gestartet und die 
Geschichte seines Berliner Dienstgebäudes 
untersuchen lassen. Als Teil des jüdischen 
Textilviertels von Berlin wurden viele der 
früheren Eigentümer und Nutzer im Ho-
locaust ermordet.  Alle Beschäftigten des 
Ministeriums sollen Bescheid wissen über 
diese Vergangenheit und die Verantwor-
tung, die jeder Einzelne von ihnen für den 
freiheitlichen Rechtsstaat trägt. 

Die Arbeit an der „Akte Rosenburg“ wurde 
begleitet von zahlreichen öffentlichen Sym-
posien. Diese Veranstaltungen und diese 
Ausstellung sollen auch andere Instituti-
onen anregen, sich mit der eigenen Ver-
gangenheit zu befassen – und die Frage zu 
stellen, was jeder von uns heute tun kann, 
um Menschenwürde, Freiheit und Vielfalt 
zu schützen. 

Das Bundesministerium der Justiz hat heute seinen Sitz 
am Hausvogteiplatz in Berlin 
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„Die Akte Rosenburg“ ist im Handel erhältlich
ISBN 978-3-406-69768-5

Weiterführende Informationen zum
Rosenburg-Projekt finden Sie unter:

www.bmj.de/rosenburg
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Die „Akte Rosenburg“ war auch ein Anlass 
für viele Ältere, sich selbstkritisch zu befra-
gen, wie sie mit der NS-Belastung führender 
Juristen in der Vergangenheit umgegangen 
sind. Dr. Hans-Jochen Vogel (SPD) war von 
1974 bis 1981 Bundesminister der Justiz. 
Ende 2016 äußerte er sich vor der Kamera 
zu seiner eigenen Verantwortung und 
den Konsequenzen aus den historischen 
Erkenntnissen: 

SELBSTKRITIK 

02

UND WELCHE LEHREN ZIEHEN 
SIE AUS DER GESCHICHTE ...?

Dr. Hans-Jochen Vogel (SPD)
Bundesminister der Justiz 1974–1981
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Auszüge aus einem Interview
mit dem ehemaligen Bundes-
justizminister Dr. Hans-
Jochen Vogel (SPD), 2016



	 1957 BEGINN DER 

BRAUNBUCHKAMPAGNE 	

		  DER DDR 

Im Kalten Krieg sammelte die DDR viel Material gegen 
Kriegsverbrecher und NS-Täter in der Bundesrepublik. 
Zwischen 1957 und 1968 veröffentlichte die DDR mehrere 
sogenannte „Braunbücher“, in denen sie die NS-Vergangen-
heit westdeutscher Eliten aus Politik und Wirtschaft, Justiz 
und Wissenschaft bekannt machte. 
Anfangs als kommunistische Agitation abgetan, erwiesen sich 
die Vorwürfe in der Regel als zutreffend und erregten auch 
international Aufsehen. Die Enthüllungen führten etwa zum 
Rücktritt von Generalbundesanwalt Ludwig Fränkel und von 
Bundesvertriebenenminister Hans Krüger (CDU). 
Die westdeutschen Behörden reagierten und holten zuneh-
mend häufiger Auskunft über hohe Beamte beim Berlin 
Document Center ein, wo unter anderem die Mitgliederkartei 
der NSDAP lagerte.  

Albert Norden, Mitglied des Politbüros der ZK der SED 
und Braunbuch-Autor, hier im Jahr 1962
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Inhaltsverzeichnis und 
Vorwort aus „Braunbuch, 
Kriegs- und Naziverbrecher 
in der Bundesrepublik“, 
Berlin 1965



	 1958 ULMER 

EINSATZGRUPPENPROZESS

Zwischen April und August 1958 fand in Ulm der erste Prozess 
vor einem deutschen Schwurgericht wegen der national
sozialistischen Massenmorde an Juden statt. Angeklagt waren 
zehn Mitglieder eines Einsatzkommandos, die 1941 im 
deutsch-litauischen Grenzgebiet mehr als 5000 jüdische Kinder, 
Frauen und Männer getötet hatten. 

Das Bekanntwerden dieser Verbrechen leitete einen Stim-
mungswandel in der Öffentlichkeit ein. In einer Meinungs-
umfrage, die noch vor dem Urteil in Westdeutschland 
durchgeführt wurde, sprachen sich 54 % der Befragten 
dafür aus, NS-Verbrechen zu bestrafen. Angesichts der zuvor 
herrschenden Ablehnung von Entnazifizierung und alliierten 
Prozessen vermutet man, dass die Zahlen bei einer früheren 
Befragung deutlich niedriger ausgefallen wären.

Die Angeklagten Edwin Sakuth, Harm Harms 
und Bernhard Fischer-Schweder während des 
Ulmer Einsatzgruppenprozesses 1958

Journalisten und Zuschauer 1958 im Gerichtssaal 
des Ulmer Einsatzgruppenprozesses
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Spiegelartikel „Ein Toter 
gleich zehn Minuten Gefängnis“,
Spiegel, Nr. 28/1979



Zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen, 
Außenansicht
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Als Reaktion auf den wachsenden öffentlichen Druck nach 
dem Ulmer Einsatzgruppenprozess wurde die „Zentrale Stelle 
zur Aufklärung nationalsozialistischer Verbrechen“ geschaffen. 
Ihre Aufgabe ist es, Vorermittlungen durchzuführen, auf deren 
Basis die Staatsanwaltschaften Anklage gegen NS-Verbrecher 
erheben können. 

Seit 1958 wurden 7600 Vorermittlungen durchgeführt. 
Insgesamt ermittelte die westdeutsche Justiz seither gegen 
mehr als 120 000 Beschuldigte, nur etwa 2000 wurden ver-
urteilt. Die Zentrale Stelle arbeitet bis heute. 2016 hat sie 
30 neue Vorermittlungen begonnen, die u.a. Taten in den 
Konzentrationslagern Stutthof, Auschwitz und Flossenbürg 
betreffen. 

1958 GRÜNDUNG DER 

	 ZENTRALEN STELLE DER 

LANDESJUSTIZVERWALTUNGEN 

	 IN LUDWIGSBURG
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Die Zentralkartei umfasst ca. 
1,7 Mio. Karteikarten 
mit Daten von Beschuldigten
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Zentrale Stelle in Ludwigsburg, 
Außenansicht

Schüler besuchen die Zentrale 
Stelle in Ludwigsburg ©
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Ausschnitte aus:
Millionen Morde. Ein ruhiges 
Städtchen. Zwei alte Generale. 
Ludwigsburg und die Zentrale 
Stelle zur Verfolgung von NS-
Verbrechen. Dokumentarfilm 
von Jochen Faber
ca. 90 Minuten, D 2008



1959 STUDENTISCHE 

	 AUSSTELLUNG 

„UNGESÜHNTE NAZIJUSTIZ“

1959 geriet erstmals das Wirken der Justiz während der 
NS-Zeit in die öffentliche Kritik. Berliner Mitglieder des 
Sozialistischen Deutschen Studentenbundes (SDS) um 
Reinhard Strecker organisierten eine Wanderausstellung 
durch neun deutsche Städte. Ausstellungsorte waren zumeist 
Gaststätten und Studentenwohnheime. Mit einfachsten Mit-
teln wie Fotokopien und handbeschriebenen Plakaten doku-
mentierten die Studenten unzählige NS-Justizverbrechen. 
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Reinhard Strecker (r.), einer der Organisatoren der Wanderaus-
stellung „Ungesühnte Nazijustiz“, führt 1961 in München einen 
Kronzeugen des Eichmann-Prozesses durch die Ausstellung

70

Radiobeitrag 27.11.1959: 
Karlsruher Studenten eröffnen 
die Ausstellung „Ungesühnte 
Nazi-Justiz“ von Michael Reissen-
berger für SWR 2, 27.11.2014



Die Ausstellung stieß in der Bundesrepublik zunächst auf 
breite Empörung, galt als von der DDR gesteuert und führte 
zum Bruch der SPD mit ihrer Studentenorganisation SDS. 
Die Ausstellung erregte aber auch im Ausland großes Aufsehen 
und wurde 1960 im britischen Parlament gezeigt. Eine Folge 
war, dass 1961 das Deutsche Richtergesetz geändert wurde 
und Juristen mit NS-Vergangenheit die Möglichkeit erhielten, 
auf Antrag in den einstweiligen Ruhestand versetzt zu werden. 
Diese „Goldene Brücke“ nahmen jedoch nur 149 von damals 
etwa 15.000 Richtern und Staatsanwälten an.

Austellungsplakat „Ungesühnte Nazi-Justiz“

Ein Todesurteil des Volksgerichtshofs vom 
8. September 1943. Ähnliche Dokumentenkopien 
sind in der Ausstellung präsentiert worden.
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Adolf Eichmann wird zum Tode durch den Strang verurteilt, 
15. Dezember 1961
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1961 EICHMANN-PROZESS

Der 1961 in Jerusalem durchgeführte Eichmann-Prozess 
erregte weltweites Aufsehen. Adolf Eichmann war ehemaliger 
SS-Obersturmbannführer und als solcher verantwortlich für 
die Vertreibung, Deportation und damit die Ermordung der 
europäischen Juden. Nachdem er jahrelang in Buenos Aires 
untergetaucht war, wurde er durch den israelischen Geheim-
dienst Mossad nach Israel entführt und dort vor Gericht gestellt. 

Dieser Prozess veränderte nicht zuletzt das Bild des NS-Täters. 
Nach 1945 hatte man zunächst die SS und die Gestapo als 
Haupttätergruppen der Judenvernichtung identifiziert und 
dabei das Bild des kriminellen Mörders und Schlägers aus der 
Unterschicht herausgestellt. Mit dem Eichmann-Prozess ent-
stand das Bild des „Schreibtischtäters“ aus der bürgerlichen 
Führungsschicht. Nun erschien der Holocaust als industri-
alisierter Massenvernichtungsprozess („Todesfabriken“), bei 
dem der Einzelne im gesichtslosen Apparat der Vernich-
tungsmaschine verschwindet. Erst in den 1990er Jahren löste 
sich die Täterforschung von diesen Bildern und rückte die 
individuellen Handlungen und Motivationen der Täter wie-
der stärker in den Blick.
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Ausschnitte aus dem Vortrag 
von Gabriel Bach im Rahmen 
des zweiten „Rosenburg-
Symposiums“, 5. Februar 2013 
in Nürnberg



Adolf Eichmann wird zum Tode durch den Strang verurteilt, 
15. Dezember 1961

1963–1965 

	 AUSCHWITZ-PROZESS 

IN FRANKFURT AM MAIN

Ab 1963 standen 22 ehemalige SS-Männer des Konzentrations
lagers Auschwitz in der Frankfurt vor Gericht. Gegen den 
Prozess hatte es innerhalb der Justiz erheblichen Widerstand 
gegeben. Nur durch das unermüdliche Engagement des 
hessischen Generalstaatsanwalts Fritz Bauer war das Verfah-
ren zustande gekommen. 

Der Prozess dauerte 20 Monate, über 200 Auschwitz-Über-
lebende wurden als Zeugen gehört. Das Verfahren, das
national und international auf großes Medieninteresse 
stieß, zeigte der Öffentlichkeit erstmals das ganze unvorstell-
bare Ausmaß der in Auschwitz begangenen Massenmorde. 

Der Prozess nahm weiteren Einfluss auf das gesellschaftliche 
Bild vom typischen NS-Verbrecher. Diese Hauptverant-
wortlichen des organisierten Massenmordes entstammten 
überwiegend der bürgerlichen Schicht, waren Ärzte, Kaufleu-
te, Handwerker oder Sparkassenfilialleiter. Die Mitleidlosig-
keit und fehlende Reue der Angeklagten, die sie im Prozess 
zeigten, schockierte viele Beobachter. 

Im Ergebnis wurden sechs Angeklagte wegen Mordes zu 
lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt. Zehn Angeklagte 
erhielten Freiheitsstrafen zwischen drei und 14 Jahren. Drei 
Angeklagte wurden freigesprochen. Das Gericht war der 
Ansicht, dass eine Verurteilung nur dann erfolgen konnte, 
wenn jedem Täter eine konkrete Beteiligung an einem 
Mord nachgewiesen wurde; daraufhin kam es in der Folgezeit 
nur noch zu wenigen Verfahren gegen KZ-Verantwortliche. 

Erst 2011 setzte sich im Verfahren gegen den einstigen 
KZ-Wächter John Demjanjuk die Rechtsansicht von Fritz 
Bauer durch: Wer durch seine Tätigkeit in einem Vernich-
tungslager die Mordmaschinerie am Laufen hielt, leistete 
Beihilfe zum Mord. Diese geänderte Rechtsansicht führte 
zu neuen Prozessen gegen einstige SS-Männer, etwa 2015 
in Lüneburg gegen Oskar Gröning und 2016 in Detmold 
gegen Reinhold Hanning. In einem Grundsatzurteil hat der 
3. Strafsenat des Bundesgerichtshofs diese Rechtsprechung 
im Jahr 2016 schließlich bestätigt.

Fritz Bauer war verantwortlich für das 
Zustandekommen des Auschwitz-Prozesses 
und trug entscheidend zur Ergreifung von 
Adolf Eichmann bei.
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Skizze des Gerichtssaals im Haus Gallus von Erich 
Dittmann, Blick von der Pressetribüne
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Dokumente aus dem 
Auschwitz-Prozess
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